
Bundessozialgericht

? Bär 75/85
Beschluß

in dem Rechtssheü
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Kläger und Beschwerdeführer,

Prozeßbevollmächtigte: .............‚................‚

g e g e n

n... ...... u...|.-lullclulluucu.c060...-- nnnnnn out-O...,

Beklagte und Beschwerdegegnerin.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. März 1986

beschlossen:

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der

Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 5. Juni 1985 wird als unzulässig verworfen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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G r ü n d e

Die Bescnwerde ist nicht zulässig.

Der Kläger macnt zur Begründung der Beschwerde geltend, das Ur—

teil des Landessozialgericnts (LSG) weiche von der Entscheidung

des Bundessozialgericnts (BSG) vom 19. Juni 1979 - Y RAr 13/?ö —

ab (S 160 Abs 2 Nr 2 des Sozialgerichtsgesetzes -SGG-). Das Vor—

bringen des Klägers hierzu zeigt den benaupteten Zulassungsgruno

nicht in der nach % 1bOa Abs 2 Satz 3 SGG erforderlichen Weise

auf. Es fenlt an der schlüssigen Darlegung, das das Urteil des

LSG auf der behaupteten Abweichung berunt (vgl dazu Hennig/

Danckwerts/König, SGG, » 1b0a Erl 7.8.5.‚ 5 160 Erl ö-j.‚

jeweils mwN).

Das LSG hat den vom Kläger für die Zeit ac 1. Januar 19bj er-

hobenen Anspruch auf Arbeitslosengeld (Als) mit der Begründung

verneint, der Kläger stene der Arbeitsvermittlung nieht im Sinne

von 3 103 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) zur Verfügung. Es

hat ausgeführt, daß der Kläger aus gesundneitlicnen Gründen nur

noch seems Stunden täglich, 30 Stunden wöchentlich arbeiten könne

und daß auf dem für ihn erreichbaren Teilarbeitsmarxt ent5pre—

chende Teilzeitarbeitsplätze - frei oder besetzt - in nennens—

werter Zahl nieht vorhanden seien. Dazu macnt der Kläger geltend,

auf die Marxtüblichkeit von Teilzeitarbeitsplätzen Komme es gar

nicht an. Das LSG sei mit seiner entgegenstenenden Recntsauffas—

sung von der oa Entscheidung des BSG (BSG SozR H100 % 103 Nr 23)
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abgewichen, wonach es nieht erforderlich sei, das es Teilzeitar—

beit auf dem maßgeblicnen Arbeitsmarkt überhaupt gebe.

Dieses Vorbringen zeigt nicht auf, daß das Urteil des LSG auf der

behaupteten Abweichung beruht. Die oa Entscheidung des BSG ist

zur Anwendung des 9 103 Abs 1 Satz 2 AFG in der Fassung vor In—

krafttreten des Sozialgesetzbuchs - Verwaltungsverfahren - vom

18- August 1980 {BGBl I 1uug -SGB 10-) am 1. Januar 1951 er—
gangen. Diese lautete: "Nummer 1 gilt nicht hinsichtlich der Ar—

beitszeit; Lage und Verteilung der Arbeitszeit müssen jedocn den

Bedingungen ent3prechen‚ zu denen Bescnäftigungen der in Betracnt

Kommenden Art üblicnerweise ausgeübt werden". Demgegenüber hat

der S 103 Abs 1 Satz 2 AFG seit dem 1. Januar 1981 folgenden

Wortlaut: "Die Dauer der Arbeitszeit braucht nicht den üblicnen

Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes zu entsprechen, wenn

der Arbeitslose wegen tatsächlicher oder recntlicner Bindungen

nur eine Teilzeitbescnäftigung ausüben Kann". Da für den vor-

liegenden Streitfall der b 103 Abs 1 Satz 2 AFG idF des SGB 10

anzuwenden ist, genügt für die Darlegung einer Divargenz iS des

$ 100 Aus 2 Nr 2 SGG nicnt die Benauptung, das LSG sei von einer

vor der Rechtsänderung ergangenen Entscheidung des BSG abge-

wichen. Divergenz setzt Erheblichkeit der Entscheidung des BSG

für den Zur neuen Entscheidung anstehenden Sachverhalt voraus.

Das kann ohne weiteres nur dann angenommen werden, wenn sowonl

die frühere Entscheidung des BSG als auch die im anhängigen Ver—

fahren ergangene Entscheidung des LSG dieselbe Recntslage be—

treffen. Darf sich hingegen das LSG für seine abweichende Auf-

fassung recntfertigenu auf eine zwiscnenzeitliche Rechtsänderung
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berufen, liegt keine Divergenz vor (vgl BVerwG DVBl 1901, 743;

vgl auch Hennig/Danckwerts/König, SGS, Erl 5.6. zu 5 100). Für

die Zulassung der Revision gem % 160a SGG fenlt es folglich an

der auch hier erforderlichen Klärungsbedürftigkeit, wenn die

Divergenz eine ältere, inzwischen übernolte Recntsprechung des

Revisionsgerichts betrifft (BVerwG Buchholz 310 5 132 Nr 145 =

421.0 Prüfungswesen Nr 72).

Etwas anderes gilt lediglicn dann, wenn die frühere Rechtspre-

chung auch für die nach der Rechtsänderung bestehende Rechtslage

eine entscneidungsernebliche Bedeutung behalten hat. In diesem

Falle kann die Entscheidung des LSG auf einer (fortbestehenden)

Abweichung von jener Recntsprechung beruhen. Die formgerecnte

Bezeichnung einer solchen Abweichung (% 160a Abs 2 Satz 3 SGG)

erfordert dann jedocn die scnlüssige Darlegung, daß und warum die

frühere revisionsgerichtlicne Rechtsprechung auch für die geän-

derte Recntslage bedeutsam geblieben ist.

Daran fehlt es hier. Das LSG hat - im übrigen unstreitig - fest-

gestellt, daß die zeitlich eingeschränkte Arbeitsfähigkeit des

Klägers auf gesundheitlicnen Ursachen beruht. Nach dem für den

vorliegenden Fall maßgeblicnen Wortlaut des 5 103 Abs 1 Satz 2

AFG soll eine Beschränkung auf Teilzeitarbeit für die Verfügbar-

keit nur dann unscnädlicn sein, wenn der Arbeitslose wegen tat-

sächlicher oder rechtlicher Bindungen keine Vollzeitarbeit

leisten kann. Der Kläger hätte mithin darlegen müssen, warum die

oa Entscheidung des BSG zu der früheren, diese Einschränkung

nicht enthaltenden Fassung auch für die nunmenr zugrunde zu
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legende Fassung des Gesetzes bedeutsam geblieben ist. Dafür be»

stand um so mehr Anlaß, als die oa Entscheidung des BSG einen

Fall betraf, in dem sich der Kläger wegen Betreuung seiner

schulpflichtigen Kinder auf Teilzeitarbeit beschränkt hatte.

Da das Beschwerdevorbringan zur fortbestehenden Erheblichkeit der

Rechtsprechung des BSG keine Ausführungen enthält, ergibt es

nicht die behauptete Divergenz.

Die Beschwerde muß deshalb als unzulässig verworfen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung

von 5 193 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

